
3913 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

Bericht 

des Wirtschaftsausschusses 

über den Beschluß des Nationalrates vom 7. Juni 1990 betreffend ein Abkommen 

zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der Bundesre­

publik Deutschland über die Beziehungen auf dem Gebiet des Films samt Anlage 

und zwei Briefwechseln 

Neben dem nationalen Filmförderungsgesetz als einer Grundlage für eine 

Verbesserung der Struktur bedarf die österreichische Filmwirtschaft tauglicher 

Instrumente zur Absicherung der internationalen Zusammenarbeit. Der wirtschaft­

lichen Bedeutung von Koproduktionen Rechnung tragend, hat Österreich mit der 

Bundesrepublik Deutschland eine entsprechende Vereinbarung abgeschlossen, die 

allerdings bereits auf das Jahr 1966 zurückgeht und daher durch die Änderung der 

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen überholt ist. 

Durch den vorliegenden Staatsvertrag soll sichergestellt werden, daß auch 

Gemeinschaftsproduktionen Zugang zu den Förderungsinstrumenten der Vertrags­

parteien haben. Das Abkommen sieht allerdings keine eigenen Zuteilungsmechanis­

men vor, sodaß das jeweilige nationale Förderungsrecht unberührt bleibt. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmigung des Abschlusses des vorlie­

genden Abkommens die Erlassung von besonderen BlJndesgesetz~n im Sinne des Art. 

50 Abs. 2 B-VG zur Überführung des Vertragsinhaltes in die innerstaatliche 

Rechtsordnung nicht erforderlich. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung 

vom 12. Juni 1990 in Verhandlung genommen und einstimmig beschlossen, dem 

Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Wirtschaftsausschuß somit den 

Antrag, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 7. Juni 1990 betreffend ein 

Abkommen zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der 

Bundesrepublik Deutschland über die Beziehungen auf dem Gebiet des Films samt 

Anlage und zwei Briefwechseln wird kein Einspruch erhoben. 

Gott fried J a u d 

Berichterstatter 

Wien, 1990 06 12 

Adol f S c h ach n e r 

Stellv. Vorsitzender 
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